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Sehr geehrte Leserin, 

sehr geehrter Leser, 

 

wir begrüßen Sie zur Ausgabe Nr. 1 

der ZIV im Jahre 2015. Wir freuen 

uns – hoffentlich mit Ihnen – dass 

wir Sie nun schon im 10. Jahr mit 

aktuellen Informationen aus dem 

Immobilienrecht versorgen. Einige 

unserer Leser haben auch schon zur 

Kenntnis genommen, dass sich das 

Logo der Kanzlei geändert hat. Wir 

nennen uns nunmehr SCHULTZE 

IMMOBILIENANWÄLTE, um 

unserer fachlichen Ausrichtung 

auch im Namen Rechnung zu 

tragen. Auslöser für die Namensän-

derung war, dass unsere Mitstreite-

rin, Frau Rechtsanwältin Schrame-

dei im Januar ebenfalls den Fach-

anwalt für Miet- und WEG-Recht 

verliehen bekam. Nicht ganz ohne 

Stolz dürfen wir feststellen, dass 

nun 4 Fachanwälte für Miet- und 

WEG-Recht in unserer Kanzlei die 

immobilienrechtlichen Belange 

unserer Mandanten organisieren. 

 

In dieser Ausgabe haben wir Ihnen 

wieder eine ganze Menge an inte-

ressanten Informationen zusam-

mengestellt. So hat der Mietrechts-

senat beim BGH eine instruktive 

Entscheidung zur Modernisie-

rungsmieterhöhung getroffen.    

Geradezu Fernwirkung für die  im 

Gewerbemietrecht Interessierten 

könnte die Entscheidung des XII. 

Zivilsenates zur Frage der Abgren-

zung von Immobilienleasing und 

Gewerberaummiete haben. Von 

Interesse dürfte auch das nochmali-

ge deutliche Nachlassen des VPI im 

Januar haben. 

 

Weitere  Änderungen ergeben sich 

für die Vermieter- und Verwalter-

fraktion aus der völligen Neuord-

nung des Einwohnermelderechts in 

Gestalt des neuen Bundesgesetzes, 

dem  Bundesmeldegesetz (BMG),  

welches am  1.5.2015 in Kraft treten 

wird.  Im Wohnungseigentumsrecht 

hat vor allem die Entscheidung des 

Oberverwaltungsgerichts Saarlouis 

eine große Tragweite für die Immo-

bilienverwalter. Das ist noch längst 

nicht alles. Es gibt noch eine Menge 

mehr an interessanten Neuerungen. 

Es fällt daher nicht schwer, Ihnen 

wieder eine interessante Lektüre zu 

wünschen.

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Kurze Meldungen
 

Abwasserkanalprüfungen sind nach § 

35a EStG steuerbegünstigt 

 

Der BFH hatte bereits im letzten Jahr 

mit der erfreulichen Entscheidung 

aufgewartet, dass das Beräumen von 

Schnee jenseits der eigenen Grund-

stücksgrenze nach § 35a EStG begüns-

tigte haushaltsnahe Dienstleistungen 

sein können (ZIV 2014, 55). Nunmehr 

hat er mit Urteil vom 6.11.2014 einen 

weiteren Tatbestand für die Anerken-

nung von nach § 35a EStG steuerbe-

günstigten haushaltsnahen Handwerker-

kerleistungen geschaffen. Danach sind 

die Kosten für die Dichtheitsprüfung 

von Abwasserleitungen eine steuerbe-

günstigte Handwerkerleistung. Erfasst 

würden nicht nur die Kosten für Maß-

nahmen zur Beseitigung eines bereits 

eingetretenen Schadens, sondern auch 

die vorbeugenden Maßnahmen zur 

Schadensabwehr. Dies gelte auch dann, 

wenn hierüber eine Bescheinigung "für 

amtliche Zwecke" erstellt werde. Durch 

das Ausstellen einer solchen Bescheini-

gung verlöre die Maßnahme nicht die 

Qualifizierung als handwerkliche 

Tätigkeit und werde eine die Begünsti-

gung einbüßende gutachterliche Tätig-

keit,  VI R 1/13. 

 

Verzicht auf Bauteilöffnung kann zu 

Beweisverlust führen 

 

Nach einem Urteil des OLG Düsseldorf 

ist es Sache des Beweisführers, Bauteil-

öffnungen zu organisieren. Der Sach-

verständige sei hierzu nicht verpflichtet. 

Die Parteien hatten sich  im Beweister-

min zudem auf nur eine eingeschränkte 

Bauteilöffnung verständigt. Der behaup-

tete Mangel konnte vom Sachverständi-

gen nicht bestätigt werden. Die spätere 

Monierung des so gewonnenen Beweis-

ergebnisses ließ das Gericht nicht zu, 

Urteil vom 13.2.2014 (22 U 82/13), IBR 

2015, 110. 

 

Leistungsfreiheit der Elementarscha-

denversicherung 

 

Ein Eigentümer nahm vor dem OLG 

Karlsruhe seine Elementarschadenversi-

cherung erfolglos in Anspruch. Nach 

einem Sturm war Regenwasser in das 

Gebäude eingedrungen und hatte einen 

Schaden von fast 20.000 € verursacht. 

Die Versicherung lehnte eine Ersatzleis-

tung ab. Sie verteidigte sich damit, dass 

sie zwar dafür hafte, dass das Dach 

infolge des Sturms undicht werde. Sie 

habe aber nicht einzutreten, wenn der 

Wasserschaden aufgrund einer Vor-

schädigung der Immobilie entstanden 

sei. Der Versicherungsnehmer sei dafür 

beweisbelastet, dass die Dachundichtig-

keiten durch den Sturm entstanden 

seien. Diesen Beweis vermochte der 

Eigentümer nicht zu führen. Die 

Versicherung sei daher leistungsfrei, so 

das Gericht im Urteil vom 30.9.2014 

(12 U 63/14), IBR 2015, 101 

 

 

           Es grüßt herzlich 

Ihr Anwalt 

 

Heinz G. Schultze 

http://www.bundesfinanzhof.de/
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Mietrecht 
 

Anforderungen an eine Mieterhöhungserklärung nach einer Wohnraummodernisierung  

 
 

Der BGH hat seine Rechtspre-

chung zur Reduzierung der 

Anforderungen an die Durchfüh-

rung von Modernisierungsmaß-

nahmen mit nachfolgender 

Mieterhöhung mit Urteil vom 

17.12.2014 weiter konkretisiert 

und im Gegensatz zur weit 

verbreiteten, anders lautenden 

Auffassungen in Lehre und 

Instanzrechtsprechung weiter 

reduziert (vgl. auch BGH-Urteil 

vom 2.3.2011 – VIII ZR 164/10, 

ZIV 2011, 19 und BGH-Urteil 

vom 28.9.2011 – VIII ZR 

242/10, ZIV 2011, 57). 

 

Die Vermieterin führte nach 

Ankündigung im Jahre 2010 an 

einem Mietshaus in Berlin von 

2010 bis Ende 2011 zahlreiche 

Bauarbeiten durch und erklärte 

in fünf Mieterhöhungsschreiben 

nacheinander für die jeweils 

betroffenen Maßnahmen Mieter-

höhungen. Vorsorglich wieder-

holte sie in den nachfolgenden 

Erklärungen die jeweils voran-

gehenden Mieterhöhungen 

nochmals. Die Vermieterin 

kündigte ferner weitere Mieter-

höhungen für Baustopps an, falls 

sie von den hierfür verantwortli-

chen Mietern keinen Schadens-

ersatz erlangen könne. Ferner 

erklärte sie, dass die Instandset-

zungsanteile jeweils nur ohne 

Anerkennung einer Rechtspflicht 

in Abzug gebracht worden seien. 

Eine Mieterin verweigerte die 

Bezahlung und klagte vielmehr 

auf Feststellung, dass durch die 

Erklärungen keine Mieterhöhun-

gen beansprucht werden könn-

ten. Die Vermieterin ihrerseits 

klagte auf Zahlung rückständiger 

Miete. Beide errangen in allen 

Instanzen nur Teilerfolge. 

 

Der BGH führte aus, dass eine 

Mieterhöhung wegen der Erneu-

erung der Gegensprechanlage 

und der Kellerelektrik nicht 

gerechtfertigt sei. Es sei nicht 

erkennbar, dass durch den Aus-

tausch gegenüber dem bisher 

vertraglich geschuldeten Zustand 

eine Verbesserung im Sinne des 

§ 554 Abs. 2 BGB (vorliegend in 

der bis zum 1.5.2013 geltenden 

Fassung) eingetreten sei.  

 

Anders verhalte sich dies in 

Bezug auf die vorgenommene 

Einzäunung des Müllplatzes mit 

abschließbarem Tor. Das Beru-

fungsgericht habe verkannt, dass 

mit der Schaffung einer Sicher-

heitseinrichtung regelmäßig eine 

Verbesserung der Mietsache 

verbunden sei, da eine Beein-

trächtigung des Mietgebrauchs 

durch Unbefugte entgegen 

gewirkt werde. 

 

Die Vermieterin könne auch 

wegen der Dämmung der Kel-

lerdecke und des Steildaches, 

des Austauschs der Fenster, der 

Modernisierung der Heizungsan-

lage sowie des Einbaus einer 

Schließanlage eine Mieterhö-

hung verlangen. Diese Erhöhung 

sprach der Mietsenat indessen 

nicht schon für die energetischen 

Maßnahmen zu, die die Vermie-

terin mit der ersten Mieterhö-

hung begehrte. Diese erste 

Mieterhöhung sei aus formellen 

Gründen unwirksam gewesen. In 

der Erklärung seien keine aus-

reichenden Angaben zum Anteil 

der Instandsetzungskosten 

enthalten gewesen. Derartige 

Angaben seien aber erforderlich, 

weil sie zu einem erheblichen 

Teil nicht umlegbare Instandset-

zungskosten enthielten. 

 

Nach § 559b Abs. 1 BGB a.F. 

sei in der Erhöhungserklärung 

darzulegen, inwiefern die durch-

geführten baulichen Maßnahmen 

den Gebrauchswert der Mietsa-

che nachhaltig erhöhten, die 

allgemeinen Wohnverhältnisse 

auf Dauer verbesserten oder eine 

nachhaltige Einsparung  von 

Energie oder Wasser bewirkten. 

Dem Mieter solle auf diese 

Weise ermöglicht werden, die 

Berechtigung der Mieterhöhung  

plausibel nachzuvollziehen. An 

die formelle Wirksamkeit der 

Erklärung dürften aber auch 

keine zu hohen Anforderungen 

gestellt werden (BGH-Urteil 

vom 25.1.2006 – VIII ZR 47/05, 

ZIV 2006, 30). Würden mit einer 

Modernisierungsmaßnahme 

fällige Instandsetzungsmaßnah-

men erspart, könne der auf die 

Instandsetzung entfallende Teil 

nicht auf den Mieter umgelegt 

werden (KG WuM 2006, 450, 

BGH-Urteil vom 3.3.2004 – VIII 

ZR 149/03). Aus der Mieterhö-

hungserklärung müsse daher 

hervorgehen, in welchem Um-

fang fällige Instandsetzungskos-

ten erspart wurden. Hierzu 

bedürfe es aber keiner umfas-

senden Vergleichsrechnung zu 

den hypothetischen Kosten einer 

bloßen Instandsetzung (so aber 

Schmidt-Futterer/Börstinghaus, 

Mietrecht, 11. A. § 559 Rz. 67, 

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Die Mieterhöhung nach § 559 ist dem Mieter in Textform zu erklären. Die Erklärung
ist nur wirksam, wenn in ihr die Erhöhung auf Grund der entstandenen Kosten berechnet
und entsprechend den Voraussetzungen der §§ 559 und 559a erläutert wird.
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70, Blank/ Börstinghaus, Miete 

4. A. § 559 b Rn 8). Vielmehr 

sei erforderlich aber auch ausrei-

chend, den ersparten Instandset-

zungsaufwand zumindest durch 

Angabe einer Quote von den 

aufgewendeten Gesamtkosten 

nachvollziehbar darzulegen (KG, 

a.a.O, LG Dresden, WuM 1988, 

216, LG Berlin ZMR 2012, 

352). In der ersten Mieterhö-

hungserklärung habe die Ver-

mieterin demgegenüber lediglich 

ausgeführt, sie habe im Rahmen 

der Modernisierungsmaßnahme 

auch Instandsetzungen durchge-

führt und diese Kosten bei den 

angegebenen Gesamtkosten 

bereits betragsmäßig in Abzug 

gebracht. Die Mieterin hätte sich 

hierdurch über den Anteil der 

berücksichtigten Instandset-

zungskosten kein Bild machen 

können. Erst durch die nachfol-

gende Mieterhöhung, habe die 

Vermieterin diesen Anforderun-

gen genügt und die Instandset-

zungskosten beziffert. 

 

Der VIII. Zivilsenat vermochte 

nicht dem Berufungsgericht in 

der Rechtansicht zu folgen, dass 

die Mieterhöhungserklärungen 

unwirksam seien, weil der 

erforderliche Rechtsbindungs-

wille der Vermieterin fehle. 

Allein weil die Vermieterin die 

Instandsetzungsanteile ohne 

Anerkennung einer Rechtspflicht 

beziffert habe, könne nicht auf 

einem fehlenden Rechtsbin-

dungswillen geschlossen wer-

den. 

 

Entgegen der Auffassung der 

Vorinstanz sei die Erklärung 

ferner nicht deshalb unwirksam, 

weil sie geltend gemacht habe, 

die Kosten für die Bauverzöge-

rung durch eine weitere Erklä-

rung umzulegen. Richtig sei 

zwar, dass die Mieterhöhungser-

klärung als rechtsgestaltende 

Erklärung bedingungsfeindlich 

sei. Der Mietrechtssenat ver-

mochte in dieser Erklärung 

indessen keine Bedingung zu 

erkennen. Die Erklärung sei so 

auszulegen, dass die Vermieterin 

die schon erklärte Mieterhöhung 

in jedem Fall begehre. 

 

Ferner traten die fünf Bundes-

richter der Rechtsauffassung der 

Berliner Kammer entgegen, 

wonach die ersten vier Mieter-

höhungserklärungen unwirksam 

seien, weil die Baumaßnahme 

noch nicht abgeschlossen gewe-

sen sei, als sie erklärt wurden. 

Zwar könne nach § 559b BGB 

a.F. das Mieterhöhungsverlan-

gen grundsätzlich erst nach 

Abschluss der Arbeiten gestellt 

werden. Seien aber – wie vorlie-

gend – tatsächlich trennbare 

Maßnahmen durchgeführt wor-

den, so könnten mehrere Mieter-

höhungserklärungen für die 

jeweils abgeschlossenen Maß-

nahmen erfolgen. Da der Mieter 

von den bereits abgeschlossenen 

Maßnahmen schon profitiere, sei 

es nicht unangemessen, ihn im 

Rahmen der durch §§ 554, 559, 

559b BGB a.F. eingeräumten 

Möglichkeit an den hierfür 

erforderlichen Kosten zu beteili-

gen. 

 

Schließlich monierte der BGH, 

dass die Vorinstanzen den In-

standsetzungsanteil der Fassa-

dendämmung nicht geschätzt 

hätten. Dies hätten sie nicht 

unterlassen dürfen, nur weil der 

Instandsetzungsanteil nicht mehr 

genau bezifferbar sei und teil-

weise Tatsachenvortrag seitens 

der Vermieterin fehlte. Die 

Vorinstanzen hätten die Anfor-

derung für die Schätzung über-

spannt. Sie hätten einen jeden-

falls den Mindestanteil der 

Modernisierungskosten schätzen 

können und daher auch schätzen 

müssen, VIII ZR 88/13. 

 

 

Fristlose Kündigung trotz Geldleistung durch öffentliche Stelle 

 

Mit dem Spannungsverhältnis 

von Sozialstaatlichkeit und 

berechtigten Interessen der 

Privatwirtschaft musste sich der 

Wohnraummietsenat im Urteil 

vom 4.2.2015 auseinandersetzen. 

Ein Mieter einer 140 qm großen 

Wohnung im Gerichtssprengel 

des Landgerichtes Düsseldorf 

wurde arbeitslos. Ab Oktober 

2011 bezog er Leistungen nach 

dem SGB II und ab Juni 2013 

Leistungen nach dem SGB XII. 

Er beantragte bei den Behörden 

jeweils rechtzeitig die Übernah-

me seiner Mietkosten. Die 

Übernahmeerklärungen gestalte-

ten sich wegen der nicht uner-

heblichen Mietkosten der großen 

Wohnung als schwierig. Der 

Mieter musste jeweils Rechtsbe-

helfe einlegen und auch einst-

weiligen Rechtsschutz vom 

Sozialgericht in Anspruch neh-

men, um eine Kostenübernahme 

zu erreichen. Der Mieter setzte 

sich jeweils durch. Der Vermie-

ter nutzte aber die durch den 

Zeitverzug jeweils aufgelaufe-

nen mehrmonatigen Zahlungs-

rückstände für insgesamt vier 

fristlose Kündigungen. Als der 

Mieter nicht auszog, erhob der 

Vermieter Räumungsklage. Er 

obsiegte in allen Instanzen. 

 

Die Richter des VIII. Zivilsena-

tes begründeten den Räumungs-

anspruch des Vermieters im 

Urteil mit dem Zahlungsverzug 

des Mieters. Der Zahlungsver-

zug nach § 286 BGB setze zwar 

Verschulden voraus. Der Mieter 

könne sich jedoch - auch wenn 

er wie vorliegend rechtzeitig die

http://www.bundesgerichtshof.de/
zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 554 Duldung von Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen
(1) Der Mieter hat Maßnahmen zu dulden, die zur Erhaltung der Mietsache erforderlich
sind.
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.
(4) Aufwendungen, die der Mieter infolge einer Maßnahme nach Absatz 1 oder 2 Satz 1
machen musste, hat der Vermieter in angemessenem Umfang zu ersetzen. Auf Verlangen
hat er Vorschuss zu leisten.
(5) Eine zum Nachteil des Mieters von den Absätzen 2 bis 4 abweichende Vereinbarung
ist unwirksam.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt worden, so sind
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 286 Verzug des Schuldners *)
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an
nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.
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 richtigen Anträge gestellt und 

Rechtsmittel eingelegt habe – 

nicht exkulpierend auf ein Ver-

sagen der Behörden berufen. 

Nach der gesetzlichen Regelung 

in § 286 Abs. 4 BGB habe der 

Schuldner Vorsatz und Fahrläs-

sigkeit zu  vertreten (§ 276 

BGB), wenn sich nicht ander-

weitig eine strengere Haftung 

ergäbe. Nach allgemeiner Auf-

fassung gelte eine strengere 

Haftung bei Geldschulden. 

Danach befreie eine Leistungs-

unfähigkeit aufgrund wirtschaft-

licher Schwierigkeiten auch 

dann nicht von den Folgen des 

Ausbleibens der rechtzeitigen 

Leistung, wenn sie auf unver-

schuldeter Ursache beruhten. 

Vielmehr habe jedermann nach 

dem Prinzip der unbeschränkten 

Vermögenshaftung ohne Rück-

sicht auf ein Verschulden für 

seine finanzielle Leistungsfähig-

keit einzustehen (BGHZ 107, 92, 

BGHZ 150, 187, BT-DruckS. 

14/6040, S. 132). 

Der Mieter müsse sich zwar die 

Säumnis einer öffentlichen 

Stelle, welche die Kosten seiner 

Unterkunft zu übernehmen habe, 

nicht gemäß § 278 BGB als 

eigenes Verschulden zurechnen 

lassen (so entschieden im Urteil 

vom 21.10.2009, VIII ZR 64/09 

– ZIV 2009, 75). Dies ändere 

aber nichts daran, dass der 

Mieter für seine eigene Leis-

tungsfähigkeit einzustehen habe 

(VIII ZR 175/14). 

 

 

Verhinderung des Mietervorkaufs löst Schadensersatz aus 
 

Der BGH setzte sich im Urteil 

vom 21.1.2015 mit verschiede-

nen Rechtsfragen zum Vorkaufs-

recht des Mieters nach § 577 

BGB (Vorkaufsrecht nach 

Bildung von Wohneigentum) 

auseinander. Die Mieterin und 

spätere Klägerin mietete in 

Hamburg 1992 in einem Mehr-

familienhaus eine Wohnung an. 

Das Haus stand zu dieser Zeit im 

Globaleigentum. Streitig war, 

wann das Haus nach Wohnei-

gentum aufgeteilt wurde. Wäh-

rend die Mieterin ausführte, dies 

sei nach Abschluss des Mietver-

trages (1996) erfolgt, erfolgte 

dies nach dem Vortrag der 

verklagten Vermieterin bereits 

im Jahre 1971. Von den Instanz-

gerichten wurde diese streitrele-

vante Tatsache nicht aufgeklärt, 

weshalb am Ende der Rechts-

streit zum Landgericht Hamburg 

zurückverwiesen werden musste. 

Der Wohnraummietsenat unter-

stellte aber revisionsrechtlich für 

seine weiteren Rechtsausführun-

gen, dass das Wohneigentum 

erst nach Überlassung der Woh-

nung an die Mieterin gebildet 

wurde. 

 

Ungeachtet dieser streitigen 

Tatsache schenkte im weiteren 

Verlauf der Geschehnisse die 

Eigentümerin 2010 das gesamte 

Haus ihrer Tochter. Diese wiede-

rum verkaufte nach dem Able-

ben ihrer Mutter 2011 die ge-

samte Immobilie an ein Unter-

nehmen. Als Kaufpreis wurden 

1.306 Mio. € vereinbart. Die 

Erwerberin wurde im Grundbuch 

eingetragen. Die Hausverwal-

tung der Erwerberin schrieb 

2012 die Mieterin an und bot ihr 

den Kauf der Wohnung zum 

Preis von 266.250 € zzgl. Er-

werbskosten i.H.v. rund 12% an. 

Zu dieser Zeit hätten angeblich 

bereits sechs Mieter „ihre“ 

Wohnung zum gleichen Preis 

erworben. 

 

Die Mieterin verlangte daraufhin 

von ihrer vormaligen Eigentü-

merin Schadensersatz in Höhe 

von rund 79.000 €. Sie vertrat 

die Auffassung, dass die vorma-

lige Vermieterin sie über den 

Verkauf ihrer Mietwohnung 

rechtsfehlerhaft nicht unterrich-

tet habe. In der Folge habe sie 

von ihrem Recht zur Ausübung 

des Vorkaufs keinen Gebrauch 

machen können. Sie beanspru-

che daher als Schadensersatz die 

Differenz zwischen dem anteili-

gen Einstandspreis beim Verkauf 

an das Unternehmen (rund 

186.500 €) und dem nunmehr 

offensichtlich realistischen 

Angebotskaufpreis von 266.250 

€. 

 

Amtsgericht und Landgericht 

wiesen die Klage ab. Die Revi-

sion zum Bundesgerichtshof 

führte zur Aufhebung beider 

Urteile. Der für Wohnraummiet-

recht zuständige VIII. Zivilsenat 

führte in seinen Urteilsgründen 

aus, dass der Mieterin – vorbe-

haltlich weiterer tatsächlicher 

Aufklärungen – grundsätzlich 

ein Schadensersatzanspruch 

zustehe, wobei die Kosten des 

Erwerbs (s.o. 12% des Kaufprei-

ses) in Abzug zu bringen seien. 

Da die Mieterin aufgrund der 

Nichtunterrichtung vom Ver-

kaufsfall ihr Vorkaufsrecht nicht 

ausüben konnte, stünde ihr nach 

§§ 280 Abs. 1, 577, 469 Abs. 1, 

249 BGB ein Schadensersatzan-

spruch gegen ihre vormalige 

Vermieterin zu. Unerheblich sei 

vorliegend, dass durch die 

Schenkung der Mutter an die 

Tochter bereits ein Erwerbsfall 

vor dem Verkauf stattgefunden 

habe. Schenkungen des Vermie-

ters an Familien- oder Haus-

haltsangehörige lösten keinen 

Vorkaufsfall aus, weil es sich 

nicht um ein Kaufgeschäft 

handele. Auch sei der spätere 

Verkauf nicht ein den Vorkauf 

hindernder Zweitverkauf. Auf-

http://www.bundesgerichtshof.de/
zentrale
Kommentar zu Text
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen,
deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu
vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine
Anwendung.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 276 Verantwortlichkeit des Schuldners
(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere
oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des
Schuldverhältnisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines
Beschaffungsrisikos zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden
entsprechende Anwendung.
(2) Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt.
(3) Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Voraus erlassen werden.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 249 Art und Umfang des Schadensersatzes
(1) Wer zum Schadensersatz verpflichtet ist, hat den Zustand herzustellen, der
bestehen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 469 Mitteilungspflicht, Ausübungsfrist
(1) Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des mit dem Dritten
geschlossenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen. Die Mitteilung des Verpflichteten
wird durch die Mitteilung des Dritten ersetzt.
(2) Das Vorkaufsrecht kann bei Grundstücken nur bis zum Ablauf von zwei Monaten, bei
anderen Gegenständen nur bis zum Ablauf einer Woche nach dem Empfang der Mitteilung
ausgeübt werden. Ist für die Ausübung eine Frist bestimmt, so tritt diese an die
Stelle der gesetzlichen Frist.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 577 Vorkaufsrecht des Mieters
(1) Werden vermietete Wohnräume, an denen nach der Überlassung an den Mieter
Wohnungseigentum begründet worden ist oder begründet werden soll, an einen Dritten
verkauft, so ist der Mieter zum Vorkauf berechtigt. Dies gilt nicht, wenn der
Vermieter die Wohnräume an einen Familienangehörigen oder an einen Angehörigen seines
Haushalts verkauft. Soweit sich nicht aus den nachfolgenden Absätzen etwas anderes
ergibt, finden auf das Vorkaufsrecht die Vorschriften über den Vorkauf Anwendung.
(2) Die Mitteilung des Verkäufers oder des Dritten über den Inhalt des Kaufvertrags
ist mit einer Unterrichtung des Mieters über sein Vorkaufsrecht zu verbinden.
(3) Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch schriftliche Erklärung des Mieters
gegenüber dem Verkäufer.
(4) Stirbt der Mieter, so geht das Vorkaufsrecht auf diejenigen über, die in das
Mietverhältnis nach § 563 Abs. 1 oder 2 eintreten.
(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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grund  der Eigentumsumschrei-

bung auf die Erwerberin könne 

die Mieterin zwar den Vorkauf 

grundsätzlich nach Kenntniser-

langung noch ausüben, der 

Vertrag könne von der Verkäu-

ferin allerdings nicht mehr 

erfüllt werden. Der Mieterin 

stünde daher der Schadenser-

satzanspruch dem Grunde nach 

zu, VIII ZR 51/14. 

 

 

Rauchen auf dem Balkon 
 

Zwei Mietvertragsparteien 

stritten vor dem AG Rathenow 

über Belästigungen, die vom 

Rauchen auf dem Balkon aus-

gingen. Die Kläger verlangten 

von den unter ihnen wohnenden 

Beklagten eine zeitliche Nut-

zungseinschränkung beim Ta-

bakkonsum, weil sie sich durch 

den aufsteigenden Rauch beläs-

tigt fühlten.  Der Rechtsstreit 

nahm seinen Lauf durch die 

Instanzen, bis schließlich der für 

Besitzschutzklagen zuständige 

V. Zivilsenat über den Sachver-

halt zu befinden hatte. 

 

Die Richter führten aus, dass 

grundsätzlich Unterlassungsan-

sprüche bestünden, wenn sich 

wesentliche Beeinträchtigungen 

für die weiter oben wohnenden 

Mieter ergäben. Der Abwehran-

spruch sei nicht allein schon 

deshalb ausgeschlossen, weil das 

Rauchen eines Mieters im Ver-

hältnis zu seinem Vermieter 

grundsätzlich zum vertragsge-

mäßen Gebrauch gehöre. Eine 

wesentliche und damit rechtlich 

relevante Störung läge vor, wenn 

nach dem Empfinden eines 

verständigen, durchschnittlichen 

Menschen das Rauchen auf dem 

Balkon Anderer als wesentliche 

Beeinträchtigung empfunden 

würde. Der Unterlassungsan-

spruch bestünde in diesem Fall 

aber auch nicht uneingeschränkt, 

da zwei grundrechtlich geschütz-

te, kollidierende Besitzrechte in 

einen angemessenen Ausgleich 

gebracht werden müssten. Dem 

einen Mieter seien Zeiträume 

freizuhalten, in denen er seinen 

Balkon unbeeinträchtigt nutzen 

könne und dem anderen seien 

Zeiten einzuräumen, zu denen er 

auf dem Balkon rauchen könne.  

 

Einen auf eine Gesundheitsge-

fährdung beruhenden Unterlas-

sungsanspruch sah der V. Zivil-

senat nicht, da der untere Mieter 

im Freien rauchen würde. Inso-

weit käme den Nichtraucher-

schutzgesetzen des Bundes und 

der Länder, die das Rauchen im 

Freien grundsätzlich nicht verbö-

ten, eine Indizwirkung dahinge-

hend zu, dass mit dem Rauchen 

auf dem Balkon keine konkreten 

Gefahren für die Gesundheit 
anderer Personen einher ginge. 

 

Der Rechtsstreit musste an das 

Landgericht zurückverwiesen 

werden, um die Störungsintensi-

tät des Rauchens auf dem betref-

fenden Balkon zu ermitteln. 

BGH-Urteil vom 16.1.2015, V 

ZR 110/14. 

 

 

Mieter können sich wechselseitig für Entgegennahme von Kündigungen ermächtigen 
 

Zwei Mieterinnen in Berlin 

berühmten sich nach dem Able-

ben ihrer Mutter in das Mietver-

hältnis eingetreten zu sein. Sie 

informierten die Vermieterin 

vom Ableben ihrer Mutter, 

wobei auch darum gebeten 

wurde, den weiteren Schriftver-

kehr nur an die eine der beiden 

Töchter zu  richten. Daran hielt 

sich die Vermieterin und kündig-

te das Mietverhältnis. Als diese 

nicht auszogen und auf Räu-

mung verklagt wurden, beriefen 

sich diese auf eine unwirksame 

Kündigung, weil sie nur gegen-

über einer der Schwestern aus-

gesprochen wurde. Zu Unrecht, 

wie der BGH im Urteil vom 

10.12.2014 konstatierte. Die 

eine Schwester hätte die andere 

im vorangegangenen Schreiben 

zur Entgegennahme auch einer 

Kündigung ermächtigt, so dass 

der Zugang bei der Adressatin 

des Schreibens genügt habe, um 

das Mietverhältnis ordnungsge-

mäß zu kündigen, VIII ZR 

25/14.

 
 

 

 

 

 

http://www.bundesgerichtshof.de/
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Gewerbemietrecht 
 

Abgrenzung von Gewerberaummiete und Immobilienleasing 

 

 
 
Interessante Rechtsfragen zur 

vertraglichen Übertragung von 

Instandsetzungsverpflichtungen 

bei Gewerberaummietverträgen 

im Verhältnis zu Immobilienlea-

singverträgen hatte der XII. 

Zivilsenat im Urteil vom 

26.11.2014 zu beantworten. 

 

Bereits im Jahre 1983 hatte ein 

Unternehmen in München einen 

„Anlagen-Mietvertrag (Leasing-

vertrag)“ über eine Gewerbeim-

mobilie geschlossen. In dem 

Vertrag war u.a. geregelt: „Alle 

Instandhaltungsarbeiten und 

erforderlichen Reparaturen 

übernimmt die Mieterin auf 

eigene Kosten, auch wenn die 

Schäden durch höhere Gewalt 

verursacht wurden“. Die Miete-

rin erhielt ferner ein Ankaufs-

recht der Immobilie am Ende der 

Vertragslaufzeit, die mit 30 

Jahren angesetzt war. Das Ver-

tragsverhältnis wurde vorzeitig 

beendet. Teilflächen der Immo-

bilie mietete daraufhin ein 

anderes Unternehmen als Miete-

rin an. Dabei wurde auf den 

vormaligen Vertrag aus dem 

Jahre 1983 und die darin enthal-

tene Instandsetzungsverpflich-

tung Bezug genommen, die die 

neue Mieterin übernehmen 

wollte. Ein Ankaufsrecht wurde 

ihr indessen nicht eingeräumt. 

Ende 2010 entstand Streit zwi-

schen den Parteien über die 

Renovierungsbedürftigkeit der 

Außenfassade. Es kam zum 

Rechtsstreit vor dem Landge-

richt München. Das Landgericht 

entschied, dass eine Renovie-

rungspflicht bestehe, das Ober-

landesgericht hob das Urteil auf 

und wies die Klage ab.  

 

Das Oberlandesgericht führte 

aus, dass die Instandsetzungsre-

gelung des Vertrags nach § 307 

Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam 

sei. Dabei sei es unerheblich, ob 

man den Vertrag als Leasingver-

trag oder sog. Triple-net-

Mietvertrag qualifiziere. Die 

sehr weit gefasste Instandset-

zungsklausel würde von den 

wesentlichen Grundgedanken 

der gesetzlichen Regelung im 

Mietrecht abweichen, wonach 

der Vermieter das Sachrisiko zu 

tragen habe. Nur wenn der 

Mieter ein Erwerbsrecht an der 

Immobilie zustehe, könne eine 

entsprechende Klausel wirksam 

sein, weil er es dann in der Hand 

habe, von seinen Aufwendungen 

für die Reparaturen durch Aus-

übung des Ankaufsrechts zu 

profitieren. 

 

Auf die Revision hin wurde das 

Berufungsurteil vom BGH 

aufgehoben und das erstinstanz-

liche Urteil wieder hergestellt. 

Die Karlsruher Richter führten 

in ihrem Entscheidungsgründen 

aus, dass das Berufungsgericht 

nicht ausreichend der Rechtsna-

tur des „Anlagen-Mietvertrages“ 

Rechnung getragen habe. Das 

Immobilienleasing stelle eine 

besondere Form des Finanzie-

rungsleasings dar (BGHZ 106, 

304), um den Erwerb von 

Grundstücken oder die Errich-

tung baulicher Anlagen zu 

finanzieren. Der Leasingnehmer 

decke mit den während der 

Vertragslaufzeit entrichteten 

Leasingraten die Anschaffungs- 

und Herstellungskosten sowie 

alle Nebenkosten einschließlich 

der Finanzierungskosten des 

Leasinggebers vollständig ab. 

Für einen entsprechenden Inhalt 

spreche schon die Überschrift 

des als „Leasingvertrag“ be-

zeichneten Vertrages. Zwar 

könne aus der von den Vertrags-

parteien gewählten Bezeichnung 

des Vertrages nicht zwingend 

auf dessen Rechtsnatur geschlos-

sen werden. Die gewählte Be-

zeichnung stelle aber jedenfalls 

ein Indiz dafür dar, welchen 

Zweck die Parteien mit dem 

Vertrag verfolgen wollten. Aber 

auch ansonsten unterscheide sich 

der Vertrag von einem gewöhn-

lichen Mietvertrag über Ge-

schäftsräume in erheblicher 

Weise. Bestimmendes Kriterium 

des Mietvertrages sei die Ge-

brauchsüberlassung einer Sache 

gegen Zahlung eines regelmäßig 

nach Zeitabschnitten bemesse-

nen Mietzinses. Beim Leasing-

vertrag komme hinzu, dass der 

Leasinggeber zum Zwecke der 

Befriedigung eines Investitions-

bedarfs des Leasingnehmers das 

zum Gebrauch überlassene 

Leasinggut beschafft oder vorfi-

nanziert habe (BGHZ 111, 84).  

Eine Gesamtschau der in dem 

Anlagen-Mietvertrag getroffenen 

Regelung zeige, dass der Vertrag 

rechtlich als Finanzierungslea-

sing zu qualifizieren sei. So 

hätten die Parteien eine Laufzeit 

von 30 Jahren vereinbart. Die 

von der Vermieterin im Rahmen 

der Abwicklung des Mietvertra-

ges abzuschließenden Verträge 

bedürften der schriftlichen 

Zustimmung der Mieterin. Aus 

den Zahlungspflichten ergebe 

sich, dass die Mieterin nicht nur 

ein Entgelt für die Gebrauchs

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
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überlassung zahle, sondern mit 

dem Entgelt auch die Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten 

sowie alle Nebenkosten ein-

schließlich der Finanzierungs-

kosten der Vermieterin abge-

deckt werden sollten.  Schließ-

lich sehe der Vertrag nicht wie 

sonst üblich eine Anpassung des 

Mietzinses über eine Staffel oder 

Indexierung vor, sondern ermög-

liche der Vermieterin nach 

Ablauf von 20 Jahren die Ge-

samtjahresmiete unter Berück-

sichtigung der dann gegebenen 

Kapitalmarktverhältnisse, der 

steuerrechtlich zulässigen Ab-

schreibungen und der Verwal-

tungskosten neu festzusetzen. 

Damit erfülle der Anlagen-

Mietvertrag die für einen Finan-

zierungsleasingvertrag kenn-

zeichnenden Merkmale. Uner-

heblich sei, so der Senat weiter, 

dass der Mieterin in dem Anla-

gen – Mietvertrag kein Ankaufs-

recht eingeräumt sei.  

 

Auch sei unerheblich, ob die 

Fassadeninstandsetzung indivi-

dualvertraglich oder durch AGB 

(der BGH unterstellte eine 

individualvertragliche Vereinba-

rung) übernommen worden sei. 

Die rechtliche Qualifizierung des 

Vertrages führe dazu, dass – 

entgegen der Auffassung des 

Berufungsgerichts – die Rege-

lung zur Instandhaltungspflicht 

auch als vorformulierte Ver-

tragsbedingung einer Inhaltskon-

trolle nach § 307 BGB standhal-

te. Nach der ständigen Recht-

sprechung des BGH zähle die 

Abwälzung der Sach- und Preis-

gefahr auf den Leasingnehmer 

und dessen damit verbundene 

Haftung in Fällen des zufälligen 

Untergangs oder der zufälligen 

Verschlechterung der Leasingsa-

che zum typischen Inhalt des 

Leasingvertrags (BGHZ 97, 65, 

BGHZ 116, 278, BGH NJW 

1998, 2284). Der Leasingnehmer 

erlange von Anfang an mehr 

eine dem Eigentümer als dem 

Mieter vergleichbare Rechtsstel-

lung. Die Übertragung der 

Instandhaltungsverpflichtung für 

das in seinem Interesse ange-

schaffte und von ihm genutzte 

Leasingobjekt stelle daher keine 

unangemessene Benachteiligung 

dar. Diese wirksamen Regelun-

gen habe die neue Vertragspart-

nerin übernommen. Sie sei daher 

zur Instandsetzung der Außen-

fassade verpflichtet (XII ZR 

120/13).

  

 

Verstoß gegen das Wirtschaftlichkeitsgebots bei der Vergabe von Verwalterleistungen 
 

Ein Vermieter von Gewerbeflä-

chen im Gerichtssprengel des 

Landgerichts Neubrandenburg 

stritt mit seinem Mieter über die 

Angemessenheit der in den 

Betriebskostenabrechnungen der 

Jahre 2002 bis 2004 enthaltenen 

Kosten für die Verwaltung der 

Liegenschaft. Der Mieter vertrat 

die Auffassung, die Kosten seien 

unangemessen hoch. Hierdurch 

habe der Vermieter gegen das 

ihn treffende Wirtschaftlich-

keitsgebot verstoßen. 

 

Der Streit nahm seinen Lauf 

durch die Instanzen und mündete 

schließlich im Urteil des XII. 

Zivilsenates vom 17.12.2014. 

Der Senat führte in den Gründen 

aus, dass der Mieter gegen die 

Umlegung überhöhter oder nicht 

erforderlicher Kosten durch das 

allgemeine Wirtschaftlichkeits-

gebot geschützt sei. Diese ver-

tragliche Nebenpflicht des 

Vermieters, den Mieter nur mit 

Nebenkosten zu belasten, die 

erforderlich und angemessen 

seien, beruhe auf dem Grundsatz 

von Treu und Glauben, § 242 

BGB  (BGH-Urteil vom 

28.11.2007, VIII ZR 243/06 – 

ZIV 2008, 4). Für die Wohn-

raummiete sei diese Verpflich-

tung in § 556 Abs. 3 Satz 1 BGB 

niedergelegt, für die Geschäfts-

raummiete gelte sie gemäß § 242 

BGB. Veranlasse der Vermieter 

den Anfall überhöhter Kosten, so 

verletzte er diese Verpflichtung 

und schulde dem Mieter die 

Freihaltung hiervon (BGH-Urteil 

vom 3.8.2011, XII ZR 205/09 – 

ZIV 2011, 57).  

 

Den Vermieter treffe dement-

sprechend die Darlegungs- und 

Beweislast lediglich dafür, dass 

die umgelegten Kosten angefal-

len und von der vertraglichen 

Vereinbarung gedeckt seien.  

Demgegenüber folge aus der 

rechtlichen Einordnung des 

Wirtschaftlichkeitsgebotes, 

deren Verletzung einen Scha-

densersatzanspruch nach § 280 

Abs. 1 i.V.m. § 241 Abs. 2 BGB 

auslöse, dass die Darlegungs- 

und Beweislast insoweit den 

Mieter treffe (BGH-Urteil vom 

6.7.2011, VIII ZR 340/10 – ZIV 

2011, 42). Grundsätzlich trage 

der Vermieter insoweit auch 

keine sekundäre Darlegungslast, 

die ihn zur näheren Darlegung 

der für die Wirtschaftlichkeit 

erheblichen Tatsachen, etwa 

eines durchgeführten Preisver-

gleichs verpflichten würde. Die 

Mieterin habe keinen Sachvor-

trag geleistet, aus dem sich 

ergäbe, dass das für die Verwal-

tung gezahlte Entgelt den ortsüb-

lichen und angemessenen Preis 

übersteige. Eine Verletzung des 

Wirtschaftlichkeitsgebotes 

konnte der Senat daher nicht 

konstatieren, XII ZR 170/13. 

 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die
Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils verpflichten.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.


zentrale
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
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WEG-Recht 
 

WEG-Verwalter als Adressat der Ordnungsverfügung der Brandschutzbehörde 

 

 
 

Bereits 2009 ließ ein Beschluss 

(vom 15.4.2009) des Oberver-

waltungsgerichts Münster (ZIV 

2009, 50) die WEG-Verwalter 

aufhorchen, als eine Brand-

schutzverfügung angeblich zu 

Recht nicht an die Wohnungsei-

gentümer bzw. die Wohnungsei-

gentümergemeinschaft, sondern 

unmittelbar an den Verwalter 

gerichtet worden war. 

 

Dieser Rechtsauffassung schloss 

sich das Oberverwaltungsgericht 

Saarlouis im Beschluss vom 

3.9.2014 im Ergebnis an (2 B 

319/14). Auf Wunsch einiger 

Wohnungseigentümer führten im 

April 2013 Vertreter der Berufs-

feuerwehr und des Amts für 

Brand- und Zivilschutz eine 

Ortsbegehung an der nach WEG 

aufgeteilten Wohnanlage durch. 

Dabei wurde festgestellt, dass 

die höher gelegenen Wohnungen 

mit den Drehleitern der Feuer-

wehr nicht erreicht werden 

können und damit ein zweiter 

Rettungsweg nicht zur Verfü-

gung stand. Die Behörde erließ 

daraufhin eine polizeiliche 

Ordnungsverfügung mit der 

unter Androhung von Zwangs-

geldern in Höhe von insgesamt 

6.000 € die Herstellung eines 2. 

Rettungsweges für die höher 

gelegenen Wohnungen gefordert 

wurde. Adressat der Ordnungs-

verfügung war die WEG-

Verwalterin. Diese legte Wider-

spruch ein und begehrte gleich-

zeitig die Aussetzung der sofor-

tigen Vollziehung der Anord-

nung sowie der Androhung des 

Zwangsgeldes. 

 

Bei der Rechtsbehelfsstelle hatte 

sie dabei ebenso wenig Erfolg, 
wie beim Verwaltungsgericht. 

Beim OVG Saarlouis konnte sie 

teilweise durchdringen. Das 

OVG äußerte grundsätzliche 

rechtliche Bedenken hinsichtlich 

der in der Verfügung enthaltenen 

alleinigen Inanspruchnahme der 

WEG-Verwalterin als Polizei-

pflichtige nach §§ 4, 5 des 

Saarländischen Polizeigesetzes. 

Entgegen der vom Verwaltungs-

gericht in der erstinstanzlichen 

Entscheidung dargestellten 

Auffassung spräche Vieles 

dafür, dass die Kompetenzen der 

WEG – Verwalterin überschätzt 

worden seien. In erster Linie sei 

die Wohnungseigentümerge-

meinschaft nach § 10 Abs. 6 

WEG unterhaltspflichtig und 

damit auch polizeipflichtiger 

Adressat. Vorliegend könnte der 

Brandschutz durch verschiedene 

Maßnahmen erreicht werden, 

etwa durch eine Verbesserung 

der Aufstellflächen für die 

Feuerwehrfahrzeuge, indem 

Bäume gefällt und befestigte 

Aufstellflächen geschaffen 

würden, oder durch bauliche 

Maßnahmen direkt im Gebäude 

in Form von weiteren Treppen-

häusern. Diese Maßnahmen 

seien nicht mehr vom Zustän-

digkeitsauftrag nach § 27 Abs. 1 

Nr. 2 WEG (Erhaltungsmaß-

nahmen) gedeckt. Es sei daher 

davon auszugehen, dass der 

Hauptsacherechtsbehelf der 

WEG-Verwalterin voraussicht-

lich erfolgreich sein werde. Das 

begründe ein überwiegendes 

Interesse an der Aussetzung des 

sofortigen Vollzuges des Be-

scheids, allerdings nur was diese 

Baumaßnahmen beträfe. 

 

Dies gelte indessen nicht für den 

zweiten Teil des Bescheides, in 

dem die Schaffung eines Inte-

rimsrettungsweges im Wege des 

Gerüstbaus gefordert werde. 

Insoweit ergäbe sich kein über-

wiegendes Aussetzungsinteresse 

der WEG-Verwalterin.  Es sei 

davon auszugehen, dass es sich 

bei dieser mit Blick auf den 

Umfang und den wirtschaftli-

chen Aufwand wesentlich gerin-

gere Bedeutungen erlangenden 

Maßnahme um ein von der 

selbständigen Befugnis der 

Verwalterin nach  § 27 Abs. 1 

Nr. 2, Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 WEG 

umfassten Erhaltungsmaßnahme 

handele. Es sei eine alternativlo-

se, gefahrenpolizeilich erforder-

liche Sofortmaßnahme zum 

Schutz der erkannten Gefahr für 

Leib und Leben der Bewohner 

der Immobilie. Die Annahme 

dieser besonderen Dringlichkeit 

komme dem Verständnis des § 

27 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 Nr. 4 

WEG zur Erhaltung des gemein-

schaftlichen Eigentums nahe. 

Infolgedessen sei für die Aufhe-

bung der aufschiebenden Wir-

kung des angedrohten Zwangs-

geldes kein Raum (ZWE 2014, 

469). 

 
 

 

zentrale
Kommentar zu Text
(6) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer kann im Rahmen der gesamten Verwaltung
des gemeinschaftlichen Eigentums gegenüber Dritten und Wohnungseigentümern selbst
Rechte erwerben und Pflichten eingehen. Sie ist Inhaberin der als Gemeinschaft
gesetzlich begründeten und rechtsgeschäftlich erworbenen Rechte und Pflichten.
Sie übt die gemeinschaftsbezogenen Rechte der Wohnungseigentümer aus und nimmt
die gemeinschaftsbezogenen Pflichten der Wohnungseigentümer wahr, ebenso sonstige
Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, soweit diese gemeinschaftlich
geltend gemacht werden können oder zu erfüllen sind. Die Gemeinschaft muss die
Bezeichnung "Wohnungseigentümergemeinschaft" gefolgt von der bestimmten Angabe des
gemeinschaftlichen Grundstücks führen. Sie kann vor Gericht klagen und verklagt werden.

zentrale
Kommentar zu Text
§ 27 Aufgaben und Befugnisse des Verwalters
(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet,
1. Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen und für die Durchführung der
Hausordnung zu sorgen;
2. die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und
mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines
sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die
Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;
3. die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und
mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines
sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die
Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;
3. die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;
4. die Maßnahmen gemäß Absatz 1 Nr. 3 bis 5 und 8 zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet,
1. Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen und für die Durchführung der
Hausordnung zu sorgen;
2. die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen;
3. in dringenden Fällen sonstige zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums
erforderliche Maßnahmen zu treffen;
4. Lasten- und Kostenbeiträge, Tilgungsbeträge und Hypothekenzinsen anzufordern,
in Empfang zu nehmen und abzuführen, soweit es sich um gemeinschaftliche
Angelegenheiten der Wohnungseigentümer handelt;
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Baurecht 
 

Eintrag der Bauhandwerkersicherungshypothek auch nach Grundstücksveräußerung ? 

 

 
 

Der Bauunternehmer kann zur 

Sicherung seines Werklohns 

verlangen, dass der Besteller die 

Eintragung einer Bauhandwer-

kersicherungshypothek bewil-

ligt, § 648 BGB. Ein Handwer-

ker in Köln, der sich einer in 

Verzug geratener Bauforderun-

gen in Höhe von 25.000 € be-

rühmte, verlangte eine entspre-

chende Sicherung vom Besteller. 

Dieser teilte ihm mit, dass eine 

Eintragung nicht mehr möglich 

sei, weil er die beiden betreffen-

den Wohnungen bereits verkauft 

hatte.  

 

Der Bauhandwerker forderte 

daher den neuen Eigentümer der 

Wohnung auf, die Eintragung zu 

bewilligen. Der Erwerber  lehnte 

dies ab, weil er nicht Besteller 

der Werkleistungen gewesen sei. 

Auf die Klage des Bauhandwer-

kers verurteilte das LG Köln den 

Wohnungserwerber. Die Beru-

fung zum OLG Köln war erfolg-

los. Der Bundesgerichtshof hob 

mit Urteil vom 18.12.2014 die 

Urteile auf und verwies den 

Rechtsstreit zurück an das Beru-

fungsgericht.  

 

Grundsätzlich, so die Richter des 

Bausenates, käme die Eintra-

gung einer Bauhandwerkersiche-

rungshypothek nur in Betracht, 

wenn Grundstückseigentümer 

und Besteller personengleich 

seien. Der Bauhandwerker 

müsse mit dem Risiko leben, 

dass das Pfandsicherungsobjekt 

veräußert werde, ehe er eine 

Sicherung erlangt habe. Das 

gelte auch dann, wenn wie 

vorliegend der Besteller eine 

Kapitalgesellschaft sei und diese 

die Wohnung als Pfandobjekt an 

ihren Geschäftsführer veräußert 

habe. 

 

Erst wenn doloses Verhalten 

vorliege, das eine vorsätzliche 

und sittenwidrige Schädigung in 

Gläubigerbenachteiligungsab-

sicht erkennen lasse, würde eine 

abweichende Bewertung mög-

licherweise erforderlich sein. Da 

das vorangehende Gericht 

hierzu keine Feststellungen 

getroffen habe, sei der Rechts-

streit zurück zu verweisen (VII 

ZR 139/13). 

 

 

Gesetzgebung 
 

 

Vermieterbescheinigung kommt wieder 

 

 
 

Im Zuge der Föderalismusreform 

wurde die Gesetzgebungskom-

petenz für das Meldewesen 

vollständig auf den Bund über-

tragen. Das vormalige Melde-

rechtsrahmengesetz sowie die 

Meldegesetze der Länder verlie-

ren zum 30.4.2015 ihre Wir-

kung. An ihre Stelle tritt das 

BMG, das Bundesmeldegesetz. 

 

Eine Anmeldung bei der zustän-

digen Meldebehörde ist nunmehr 

binnen zwei Wochen nach 

Einzug vorzunehmen, § 17 

BMG. Eine Abmeldung erfolgt 

nur, wenn die meldepflichtige 

Person das Land verlässt. 

 

Im Gegenzug trifft die Melde-

pflicht künftig nicht nur den 

Mieter, sondern auch den „Woh-

nungsgeber“, also den Vermie-

ter. Er muss für die Erfüllung der 

Meldepflicht des Mieters diesem 

den Einzug (bzw. ggf. auch den 

Auszug) schriftlich oder elektro-

nisch binnen einer Zweiwochen-

frist bestätigen. Der Vermieter 

darf für die Aufgabenerfüllung 

einen Dritten beauftragen. Fol-

gende Angaben hat der Woh-

nungsgeber dem Mieter mitzu-

teilen: Name und Anschrift des 

Wohnungsgebers, Art des mel-

depflichtigen Vorgangs mit 

Einzugs- oder Auszugsdatum, 

Anschrift der Wohnung und 

Namen der sonstigen melde-

pflichtigen Personen, die ge-

meinsam einziehen, § 19 BMG. 

Die Verletzung der Meldepflicht 

durch Vermieter oder Mieter 

kann ein Bußgeld von bis zu 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 648 Sicherungshypothek des Bauunternehmers
(1) Der Unternehmer eines Bauwerks oder eines einzelnen Teiles eines Bauwerks kann
für seine Forderungen aus dem Vertrag die Einräumung einer Sicherungshypothek an dem
Baugrundstück des Bestellers verlangen. Ist das Werk noch nicht vollendet, so kann er
die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der geleisteten Arbeit entsprechenden
Teil der Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen
verlangen.
(2) Der Inhaber einer Schiffswerft kann für seine Forderungen aus dem Bau oder der
Ausbesserung eines Schiffes die Einräumung einer Schiffshypothek an dem
Schiffsbauwerk oder dem Schiff des Bestellers verlangen; Absatz 1 Satz 2 gilt
sinngemäß. § 647 findet keine Anwendung
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1000 € nach sich ziehen, § 54 

Abs. 2 Nr. 3 BMG. 

 

Die Länder – die die Aufgaben 

verwaltungstechnisch umzuset-

zen haben - wurden in Teilberei-

chen autorisiert, Rechtsverord-

nungen zu erlassen, § 55 BMG. 

Dabei sind noch einige Detail-

fragen offen; so ist derzeit noch 

nicht absehbar, wie die Authenti-

fizierung des Wohnungsgebers 

bei elektronischen Bestätigungen 

aussehen soll (BT-DrS 

17/12727).

 

 

Veranstaltungen 
 

Verwalterstammtisch Leipzig 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Verwalterstammtisch am 19. 

Februar war den Tücken der 

WEG-Hausgeldabrechnung 

unterstellt. Der letzte Stamm-

tisch zur WEG-Abrechnung fand 

im Mai 2009 statt, die Instand-

haltungsrücklage war noch 

einmal 2010 Gegenstand des 

Verwaltertreffens. Höchste Zeit 

also, die seither ergangenen 

knapp 30 BGH-Entscheidungen 

aufzuarbeiten. Wenn der Wirt 

die Stühle richtig gezählt hat, 

sind den 98 Anmeldungen zum 

Stammtisch alle angekündigten 

Gäste gefolgt. Da damit fast 

doppelt so viele Teilnehmer 

begrüßt werden konnten wie 

sonst, zeigt die Brisanz der 

Probleme, mit denen sich die 

WEG-Verwalter auseinander zu 

setzen haben. Der Vortrag kann 

wieder als PDF auf der Internet-

seite der Kanzlei herunter gela-

den werden. Wir freuen uns auf 

Ihr Kommen beim nächsten 

Stammtisch! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8. Erfurter Verwaltertag des BVI am 

11.3.2015 

 
Aus dem Programm: 

 

Nachrüstpflicht für Rauchwarnmelder – wie 

macht es der Verwalter richtig? 
Rüdiger Fritsch, Rechtsanwalt für Miet-und WEG-Recht, 

Solingen 

Die Wohnungsabnahme – wie agiere ich 

rechtssicher? 
Andre Leist, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Dresden 

Haftungsrisiken des Verwalters richtig absi-

chern!  
Stefan Roth, Versicherungsmakler, Fulda 

Aktuelle WEG-und Mietrechtsprechung 
Dr. Olaf Riecke, Richter am AG Hamburg – Blankenese 

 
Ort: Pullmann Hotel Erfurt am Dom, Theaterplatz 2, 99084 

Erfurt  

Veranstalter: BVI Service Gesellschaft mbH, Schiffbauer-
damm 8, 10117 Berlin 

Tel.: 030/30872918 

 

 

15. Mitteldeutsches Verwalterforum am 

4.3.2015 

 
Aus dem Programm: 

 

Datenverwaltung in der Immobilienwirtschaft: Was 

müssen Immobilienverwalter wissen und beachten? 
Sebastian Harrand, Berlin 

Energieeffizienz und Wärmeversorgung – Möglichkei-

ten und Aufgaben des Verwalters  
Lutz Waszik, Adelsberg 

Der Verwalter als Verursacher formaler Beschluss-

mängel – welcher Fehler sollte er unbedingt vermei-

den, um einer Haftung nach § 49 Abs. 2 WEG zu 

entgehen? 
Prof. Dr. Martin Häublein, Universität Innsbruck 

 

 
Ort: Ramada Hotel Leipzig, Schongauer Str. 39, 04329 Leipzig 

Veranstalter: Verband der Immobilienverwalter Mitteldeutschland e.V., 
Wehlener Str. 46, 01279 Dresden, Tel.:  0351/255070 

 

Frühjahrsfachtagung des IVD Mitte-Ost am 26.3.2015 

 
Programm steht noch nicht fest 
 
Ort: Neue Messe Leipzig,  

Veranstalter: IVD Mitte-Ost e.V., Ferdinand-Lassalle-Str. 15, 04109 Leipzig Tel.:    0341/ 6019495 

www.ivd-mitte-ost.net  

 

http://www.ivd-mitte-ost.net/
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Verbraucherpreisindex (VPI) 
 
Die Liste des Verbraucherpreis-

index basiert auf dem Indexba-

sisjahr 2010. Im Februar 2013 

erfolgte der Wechsel des Basis-

jahres 2005 auf 2010. Die Ände-

rung des Basisjahres findet alle 5 

Jahre statt. Das statistische 

Bundesamt überarbeitet dabei 

auch die statistischen Werte der 

letzten 5 Jahre. Erforderlich wird 

dies vor allem aufgrund eines 

nachträglich ermittelten, geän-

derten Verbraucherverhaltens. 

 

Vorstehende Darstellungen 

beziehen sich auf Verträge mit 

Indexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 

kann die Ermittlung der Ände-

rung vor allem dann Schwierig-

keiten bereiten, wenn die Ver-

tragsparteien in der Vergangen-

heit es versäumt haben, eine 

Anpassung durchzuführen oder 

ein anderer Index verwandt 

wurde.  Das Statistische Bundes-

amt bietet unter dem folgenden 

Link einen Onlinerechner zur 

Berechnung von Schwellenwer-

ten und Veränderungsraten von 

Wertsicherungsklauseln, die auf 

Verbrauchpreisindizes basieren.  

 

Hinsichtlich des vormals vom 

Bundesamt für Statistik ermittel-

ten Index für die Lebenshaltung 

eines 4-Personen-Arbeitnehmer-

Haushalts wird auf die Umrech-

nungsmöglichkeit gemäß BGH-

Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR 

141/07), ZIV 2009, 47 verwie-

sen.  

 

Soweit der Vertrag noch älter ist 

und/oder andere Indizes verwen-

det wurden, berechnet das Statis-

tische Bundesamt gegen eine 

Entgelt von 30 € auch diese 

Teuerungsrate. 

 
Basis: 2010 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Januar 89,1 90,1 91,4 93,1 94,7 97,4 98,3 99,0 100,7 102,8 104,5 105,9 105,5 

Februar 89,6 90,3 91,8 93,5 95,1 97,8 98,9 99,4 101,3 103,5 105,1 106,4  

März 89,7 90,6 92,2 93,5 95,3 98,3 98,7 99,9 101,9 104,1 105,6 106,7  

April 89,4 90,9 92,0 93,8 95,8 98,1 98,8 100,0 101,9 103,9 105,1 106,5  

Mai 89,2 91,1 92,2 93,8 95,8 98,7 98,7 99,9 101,9 103,9 105,5 106,4  

Juni 89,5 91,1 92,3 94,0 95,8 98,9 99,0 99,9 102,0 103,7 105,6 106,7  

Juli 89,7 91,3 92,7 94,4 96,3 99,5 99,0 100,1 102,2 104,1 106,1 107,0  

August 89,7 91,4 92,8 94,2 96,2 99,2 99,2 100,2 102,3 104,5 106,1 107,0  

September 89,6 91,2 92,9 93,9 96,4 99,1 98,9 100,1 102,5 104,6 106,1 107,0  

Oktober 89,6 91,3 93,0 94,0 96,6 98,9 98,9 100,2 102,5 104,6 105,9 106,7  

November 89,4 91,1 92,7 94,0 97,1 98,4 98,8 100,3 102,7 104,7 106,1 106,7  

Dezember 90,1 92,1 93,4 94,7 97,7 98,8 99,6 100,9 102,9 105,0 106,5 106,7  

 
 

  

Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 

Eintritt der Fälligkeit seines 

Anspruchs den Schuldner durch 

eine Mahnung in Verzug setzen 

(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 

Mahnung gleichgestellt sind die 

Klageerhebung sowie der Mahn-

bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 

BGB). Einer Mahnung bedarf es 

nicht, wenn für die Leistung eine 

Zeit nach dem Kalender be-

stimmt ist, die Leistung an ein 

vorausgehendes Ereignis an-

knüpft, der Schuldner die Leis-

tung verweigert oder besondere 

Gründe den sofortigen Eintritt 

des Verzugs rechtfertigen (§ 286 

Abs. 2 BGB).  

 

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-

zug spätestens 30 Tage nach 

Fälligkeit und Zugang einer 

Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
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Verbraucher ist, allerdings nur, 

wenn hierauf in der Rechnung 

besonders   hingewiesen wurde, 

(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  

Im Streitfall muss allerdings der 

Gläubiger den Zugang der 

Rechnung (nötigenfalls auch den 

darauf enthaltenen Verbraucher-

hinweis) bzw. den Zugang der 

Mahnung beweisen.  

 

Während des Verzugs ist eine 

Geldschuld zu verzinsen (§ 288 

Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-

zinssatz beträgt für das Jahr fünf 

Prozentpunkte bzw. für Rechts-

geschäfte, an denen Verbraucher 

nicht beteiligt sind, acht Pro-

zentpunkte (nur bei Entgelten) 

über dem Basiszinssatz (§ 288 

Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).  

Der Basiszinssatz verändert sich 

zum 1. Januar und 1. Juli eines 

jeden Jahres um die Prozent-

punkte, um welche die Bezugs-

größe seit der letzten Verände-

rung des Basiszinssatzes gestie-

gen oder gefallen ist. Bezugs-

größe ist der Zinssatz für die 

jüngste Hauptrefinanzierungs-

operation der Europäischen 

Zentralbank vor dem ersten Ka-

lendertag des betreffenden 

Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 

BGB). 

 

 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

 
Zeitraum  Basis-

zinssatz 

% 

Verzugs-

zinssatz 

% 

Entgelt ohne 

Verbrau-

cherbeteili-

gung % 

Zeitraum Basiszins-

satz % 
Ver-
zugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 

Verbrau-

cherbeteili-

gung % 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2014 -0,73 4,27 7,27 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 7,17 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19     
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Fachanwalt für Baurecht 
Zwangsverwalter 

Simsonstr. 9,  04107 Leipzig 

Telefon: 0341/ 96 44 30 

 
Aufsichtsführende Behörde 
 

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899 

E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURÜCK 
 

 

Versicherung 

 

Die Anwälte der Kanzlei sind versichert bei der Ergo Versicherung Aktiengesellschaft, Immermannstraße 23, 40198 Düsseldorf; 

die Deckungssumme beträgt je Anwalt 1. Mio Euro. Versicherungsnummer: HV –HA2906124.6-00444 

 

 

Berufsrechtliche Regelungen 

 

Die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ bzw. „Rechtsanwältin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-

schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatsprüfung (Befähigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-

lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zuständige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geänderten 

Rechtslage durch die örtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt. 

 

Rechtsanwälte bzw. Rechtsanwältinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRA-

O), der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) bzw. für seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-

waltsvergütungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und 

FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft. Sämtliche berufsrechtliche Regelungen 

können Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURÜCK 

 

Hinweis zu Verlinkungen 

 

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist für Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt 

zu eigen macht.  Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm möglich und zumutbar ist, die 

Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Für Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebe-

nen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURÜCK 

 
Urheberrechtsschutz 

 
Urheber des Bildmaterials: 
Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenordnung 2013 

Udo Buttkus 

Heinz G. Schultze 

 

 

Die in der ZIV veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Das gilt auch für die veröffentlichten 

Leitsätze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsätze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenbanken 

und ähnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und 

Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfältigt oder datenbankmäßig zugänglich gemacht werden. ZU-

RÜCK 
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